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FRIEDEN UND SICHERHEIT 

Im Juli 2019 wird der VN-
Sicherheitsrat die Umsetzung 
des Mandats der UNAMID- 
Mission in Darfur überprüfen 
und Schritte zur Gestaltung 
des Übergangsprozesses 
2019–2020 beschließen.

Der Sicherheitsrat steht vor der 
Aufgabe, einen funktionieren-
den institutionellen Rahmen 
für eine wirksame Zusammen-
arbeit zwischen UNAMID-
Friedensmission und dem 
UN Country Team (v. a. UNDP, 
UNICEF, FAO, WFP) vor Ort zu 
etablieren.

Als Mitglied sowohl im VN-
Sicherheitsrat als auch im 
VN-Wirtschafts- und Sozialrat 
(ECOSOC) ergeben sich für die 
Bundesregierung besondere 
Möglichkeiten der Gestaltung 
dieses Transition-Prozesses.
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1 

EINLEITUNG

Deutschland hat sich unter dem Leitmotiv »Frieden, Gerech-
tigkeit, Innovation und Partnerschaft« um einen nichtständi-
gen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) für die 
Jahre 2019–2020 beworben. Als Säulen deutscher Außen- 
und Sicherheitspolitik werden Menschen- und Frauenrech-
te beschrieben sowie der Klimawandel als eine Herausfor-
derung, »auf die wir nur gemeinsam eine Antwort finden 
können«. Außerdem sollen Konfliktprävention, Stabilisierung 
und Konfliktnachsorge den Rahmen der politischen Agenda 
im Sicherheitsrat darstellen. Politische Ziele für den Umgang 
mit bestimmten Krisen- und Konfliktgebieten wurden in die-
sem Rahmen nicht formuliert. 

»Es ist uns Ansporn, unseren Teil zur Lösung der Krisen dieser 
Welt beizutragen – ohne Selbstüberschätzung, aber mit Zu-
versicht und dem Mut zu gestalten. Wir bieten Ihnen Zusam-
menarbeit an – als verlässlicher Partner, der auf Dialog und 
Kooperation setzt«, mit diesen Worten umriss der deutsche 
Außenminister Heiko Maas die Agenda der Bundesregierung 
im Sicherheitsrat in seiner Rede in der Generaldebatte der 
73. VN-Generalversammlung. Dieses im Wahlprogramm ge-
gebene Versprechen innerhalb von zwei Jahren umzusetzen, 
stellt eine Herausforderung dar, die nur dann erfolgreich und 
überprüfbar eingelöst werden kann, wenn die Bundesregie-
rung klar erkennbare Akzente setzt und die Verantwortung 
dafür übernimmt, konkrete Ergebnisse zu erzielen.

Aus der Perspektive auf die neuere Geschichte des VN-Si-
cherheitsrats ist es unwahrscheinlich, dass Deutschland im 
Sicherheitsrat Debatten über zentrale globale Herausforde-
rungen wie den Klimawandel bestimmen wird. Gewählte 
Vertreter haben immer dann Einfluss ausüben können, wenn 
sie ihr Engagement im Sicherheitsrat auf ausgewählte Länder 
und Konflikte konzentriert haben. Im Rahmen der deutschen 
Ratsarbeit 2019–2020 scheint es daher sinnvoll, »thematische 
Schwerpunkte« mit länderspezifischen Herausforderungen 
zu verbinden und dabei bereits bestehende Resolutionen als 
Handlungsgrundlage einzubeziehen.

Die Bundesregierung sollte ihre Prioritäten aus der letzten 
Ratsmitgliedschaft 2011–2012 weiterverfolgen. Dazu zählen 
die Folgen des Klimawandels für Sicherheit und Stabilität so-
wie die Konfliktprävention, die Stabilisierung und die Kon-
fliktnachsorge in Ländern des afrikanischen Kontinents. Bei-
de Herausforderungen, klimabezogene Sicherheitsrisiken zu 
reduzieren und Ausstiegsszenarien für Friedensoperationen 

in afrikanischen Ländern zu gestalten, haben eine neue Ak-
tualität im VN-Sicherheitsrat. Im Juli 2018 wurde die Resolu-
tion 2429 verabschiedet, nach der die Peacekeeping-Mission 
in Darfur, die United Nations-African Union Hybrid Mission 
in Darfur (UNAMID), 2020 beendet werden soll. Der Sicher-
heitsrat hat einen komplexen zweijährigen Übergangspro-
zess beschlossen mit dem Ziel, nachhaltige Sicherheit und 
Entwicklung in Darfur zu fördern. Deutschland sollte im Si-
cherheitsrat die politische Verantwortung übernehmen und 
klären, wie dieser Transitionsprozess konkret geplant und im-
plementiert werden soll sowie welche Veränderungen not-
wendig sind, damit UNAMID notwendige Entscheidungen 
treffen und durchsetzen kann. Dazu gehören eine Klarstel-
lung der Rolle der Afrikanischen Union (AU) im Rahmen der 
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung, das Zusammen-
wirken von UNAMID und dem United Nations Country Team 
(UN Country Team) in Sudan vor allem bestehend aus dem 
VN-Entwicklungsprogramm (UNDP), dem Kinderhilfswerk 
der Vereinten Nation (UNICEF), der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) und 
dem VN-Welternährungsprogramm (WFP), sowie ferner die 
Einbindung von Regierungsinstitutionen und Zivilgesellschaft. 
Die Gestaltung dieser offenen Aspekte wird über den Erfolg 
oder das Scheitern von Konfliktprävention und Stabilisierung 
der Operation in Darfur entscheiden.
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GEWÄHLTE MITGLIEDER 
IM VN-SICHERHEITSRAT

Machbarkeit zu demonstrieren, sollten bestehende sicher-
heitspolitische Realitäten in Darfur das Arbeitsprogramm des 
VN-Sicherheitsrates für den Zeitraum 2019–2020 definieren, 
unter Bezugnahme auf bereits verabschiedete Resolutionen 
und daraus resultierende Maßnahmen. Das betrifft vor allem 
globale sicherheitspolitische Herausforderungen, die auch als 
solche in der politischen Auseinandersetzung in Deutschland 
vermittelt werden sollten. Wenn die Rolle Deutschlands im 
Sicherheitsrat durch innenpolitische Interessen definiert wird, 
werden nationale parteipolitische Themen in den Sicherheits-
rat getragen. Daran hat die Weltgemeinschaft wenig Interes-
se, die Folge ist nicht nur eine Schwächung der politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten auf globaler Ebene, sondern auch 
eine Schwächung der eigenen sicherheitspolitischen Interes-
sen. Migration, Flucht und Vertreibung sowie die Folgen des 
Klimawandels sind vorrangig globale Themen, deren globale 
Lösung die Innenpolitik beeinflusst, nicht aber umgekehrt. 

2.1  DIE STÄRKEN GEWÄHLTER MITGLIE-
DER: DEMOKRATISCHE LEGITIMATION 
UND EINE KONKRETE AGENDA

Der VN-Sicherheitsrat wird als ein »power-sharing arrange-
ment« verstanden, in dem Entscheidungsbefugnisse unter-
schiedlich verteilt sind: Die zehn nichtständigen, für einen 
Zeitraum von zwei Jahren gewählten Mitglieder werden 
gegenüber den fünf ständigen Mitgliedern als zweitklassig 
wahrgenommen. Festgemacht wird dieser Anschein einer 
Zweiklassenorganisation an der offensichtlichen Benachteili-
gung der nichtständigen Mitglieder bei der Gewichtung ihrer 
Stimmen: Im Unterschied zu den permanenten Mitgliedern 
haben sie kein Veto-Recht. 

Der wesentliche Unterschied ist aber ein anderer, sehr poli-
tischer: Ein nichtständiges Mitglied im Sicherheitsrat verfügt 
als gewähltes Land über eine hohe demokratische Legitima-
tion. Diese kann dazu genutzt werden, während der »Legis-
laturperiode« ein Programm umzusetzen und entsprechende 
Ziele zu vertreten, die im Wahlkampf als vorrangig dargestellt 
wurden, um die globale Sicherheit zu erhalten und die Charta 
der VN durchzusetzen. Gewählte Vertreter im Sicherheitsrat 
können durch die kurze Amtszeit lähmende bürokratische 
Routinen außer Acht lassen, außerdem können sie auch ein-
schränkende Konventionen umgehen und auf unkonventio-
nellen Vereinbarungen beharren. Dazu zählt vor allem, auch 
unbequeme Fragen zu stellen und Antworten zu hinterfra-
gen. Gewählte Mitglieder sollten sich auch der Kontrolle ihrer 
jeweiligen Parlamente stellen. 

2.2  DEUTSCHLAND IM SICHERHEITSRAT: 
VERANTWORTUNG FÜR GLOBALES 
HANDELN 

Wenn Kontinuität, Glaubwürdigkeit und Durchsetzungsmög-
lichkeit wichtige politische Prinzipien bei der Gestaltung und 
Durchsetzung von deutscher Politik im Sicherheitsrat sind, 
dann muss sich eine politische Strategie an konkreten Ge-
gebenheiten orientieren und kann nicht im Allgemeinen und 
Unverbindlichen verharren. Bisher verbleibt deutsche Außen- 
und Sicherheitspolitik jedoch gern deklamatorisch: Generelle 
Prinzipien wie Frieden, Gerechtigkeit, Innovation und Part-
nerschaft werden beschworen sowie unbestimmte Forderun-
gen in Bezug auf Menschenrechte, Klimawandel und Frau-
enrechte erhoben. Um Glaubwürdigkeit herzustellen und 
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schärft. Die seit 2015 anhaltende Dürreperiode, deren Ende 
nicht abzusehen ist, bildet in immer weiteren Teilen Darfurs 
eine existentielle Bedrohung für die Bevölkerung. Die Folgen 
dieser Klimaveränderungen bestimmen immer stärker das 
Ausmaß und die Intensität von Konflikten. Die Durchsetzung 
präventiver Maßnahmen ist zu einer zentralen Herausforde-
rung für Stabilität und Entwicklung geworden.

Der VN-Sicherheitsrat hat 2017 diese Veränderungen in Dar-
fur zur Kenntnis genommen und UNAMID aufgefordert, 
auf diese neuen Realitäten entsprechend zu reagieren. Ein 
umfassender »Mission Review Process« wurde eingelei-
tet und im Juli 2018 hat der Sicherheitsrat in seiner neuen 
UNAMID-Resolution 2429 eine Reihe von Maßnahmen be-
schlossen mit dem ausdrücklichen Ziel, die laufende Peace-
keeping-Operation bis Ende 2020 zu Ende zu führen und 
gleichzeitig die Grundlagen für Stabilität und Entwicklung in 
Darfur zu schaffen. Der Sicherheitsrat umreißt in seiner Reso-
lution die Grenzen des Peacekeepings und verweist auf die 
unabdingbare Notwendigkeit, Konfliktursachen zu benen-
nen und deren Transformation zur Aufgabe des UN Country 
Teams und seiner Partner im Sudan zu machen.

Die UNAMID-Resolution 2429/2018 ist durch folgende Be-
sonderheiten geprägt, deren Umsetzung – vor allem im 
Rahmen von Stabilitäts- und Wiederaufbauprogrammen in 
Nachkriegsphasen – dazu führen kann, sicherheitspolitisch 
geprägte Peacekeeping-Missionen an neue Realitäten anzu-
passen: 

1. Die Resolution erkennt die Bedingungen der veränderten 
Sicherheitslage in Darfur an. Sie akzeptiert die zunehmend 
eindimensionale, auf Sicherheitsfragen reduzierte Rolle, die 
UNAMID spielt, und fordert eine umfassendere Verantwor-
tung des UN Country Teams und der Regierung in Khartum 
zur Konsolidierung von Sicherheit sowie der Förderung von 
Entwicklung und Wideraufbau. Der Sicherheitsrat fordert, 
dass eine Exitstrategie entwickelt wird mit dem Ziel, die Ak-
tivitäten der Mission zum 30. Juni 2020 zu beenden, und 
verlangt, im Rahmen einer dreimonatigen Berichterstattung 
über die Ergebnisse der Veränderungen vor Ort informiert 
zu werden. 

2. Der Sicherheitsrat nimmt auf unterschiedliche Konfliktursa-
chen Bezug und beschreibt deren Auswirkungen vor allem 
auf die humanitäre Notlagen, im Besonderen den Umgang 

3.1  KONFLIKTDYNAMIK IN DARFUR:  
UNAMID IM WANDEL 

Seit 2003 kämpfen in der westsudanesischen Region Darfur 
Rebellengruppen gegen die sudanesische Zentralregierung. 
In den Folgejahren bedrohten die bewaffneten Auseinander-
setzungen den größten Teil der Bevölkerung in Darfur. Nach 
einer Vorlaufzeit von etwa drei Jahren und sehr komplexen 
politischen Verhandlungen zwischen allen beteiligten Partei-
en, vor allem der AU, der VN und der Zentralregierung in der 
sudanesischen Hauptstadt Khartum, wurden Ende 2007 die 
Grundlagen für eine der größten Interventionen der internati-
onalen Gemeinschaft im Sudan geschaffen. UNAMID war die 
erste vom VN-Sicherheitsrat autorisierte Friedensoperation, 
die als eine Hybrid-Operation unter gleichberechtigter Betei-
ligung von VN und einer Regionalorganisation, der AU, ent-
sprechend den Prinzipien des VN-Peacekeepings (Neutralität, 
Zustimmung der Konfliktparteien, angemessener Einsatz von 
Gewalt) unter Kontrolle des VN-Sicherheitsrats stattfinden 
sollte. Dabei ist das Prinzip »Zustimmung der Konfliktpartei-
en« im Laufe der Jahre vor allem deswegen immer weniger 
zum Tragen gekommen, da die Rebellenbewegung Sudan 
Liberation Movement (SLM) nach über zehn Jahren bewaff-
netem Kampf und mehrfachen Abspaltungen nach wie vor 
eine politische Verhandlungslösung ablehnt. Die 2007 formu-
lierten Aufgaben für UNAMID blieben sehr begrenzt: Schutz 
der Zivilbevölkerung, Unterstützung humanitärer Operatio-
nen und die Förderung von Mediation zwischen Regierung 
und bewaffneter Opposition. 

Seit etwa 2015 haben sich die sicherheitspolitischen Bedin-
gungen kontinuierlich verändert. Bewaffnete Konfronta-
tionen zwischen Rebellen und Regierung finden kaum noch 
statt, im Rahmen eines Friedensabkommens (dem Friedens-
abkommen von Doha 2011) sind politische Veränderungen 
eingeleitet und teilweise durchgeführt worden. Andere Kon-
flikte, die zum großen Teil auf die lange Sahel-Dürre aus den 
Jahren 1980–1990 zurückgehen, bestehen nach wie vor. Dis-
kriminierende politische Ideologien, begründet auf dem An-
spruch »arabischer Überlegenheit«, bestimmen die Teilhabe 
an staatlicher Macht, beeinflussen politische Reformen und 
Sicherheit. Gesellschaftlicher Wandel wird durch Migration, 
irreversiblen Verlust landwirtschaftlich nutzbarer Flächen so-
wie zunehmender Verarmung der Bevölkerung bestimmt. Die 
wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Folgen klimati-
scher Veränderungen haben sich seit etwa 2014–2015 ver-

3 
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mit Vertreibung und die grundsätzlichen Voraussetzungen 
für Entwicklung und Wiederaufbau. Der Sicherheitsrat er-
kennt an, dass die Auswirkungen von Klimawandel, ökolo-
gischen Veränderungen und natürlichen Katastrophen einen 
nachhaltigen Einfluss auf die Entwicklung in Darfur haben, 
und beschließt, das Mandat von UNAMID auf Gebiete zu 
reduzieren, in denen militärische Auseinandersetzungen zwi-
schen Regierung und Rebellen nach wie vor andauern.

3. Der Sicherheitsrat kündigt an, bis Ende Juni 2019 die Fort-
schritte der Umgestaltung von UNAMID und die gewach-
sene Rolle des UN Country Teams zu überprüfen. Dazu ge-
hört auch der Aufbau eines Netzwerks von gemeinsamen 
Büros mit UNAMID-Personal unter Führung des UN Country 
Teams. Diese zweigleisige Strategie der Vorgehensweise mit 
unterschiedlichen Akteuren des VN-Systems unter einem ge-
meinsamen Dach mit einer Mission ist neu und birgt bisher 
ungelöste Herausforderungen. Eine Rechenschaftspflicht der 
UNAMID-Mission besteht nur gegenüber dem VN-Sicher-
heitsrat. Dagegen arbeitet das UN Country Team im Rahmen 
einer gleichberechtigten Partnerschaft mit der sudanischen 
Regierung. Daraus ergibt sich ein Widerspruch, der in einem 
Übergangsprozess überwunden werden muss, wenn sowohl 
UN Country Team als auch UNAMID unter Einbeziehung der 
sudanischen Regierung in Zukunft mit dem Ziel zusammen-
arbeiten sollen, Sicherheit und Stabilität in Darfur zu gewähr-
leisten. Dazu bedarf es einer einvernehmlichen Vereinbarung 
von Sicherheitsrat, dem UN Country Team und der sudani-
schen Regierung. 

4. Der Sicherheitsrat appelliert an alle VN Mitgliedsländer, 
erfolgskritische Operationen durch freiwillige Zahlungen 
mittel- und langfristig zu unterstützen. Damit delegiert der 
Sicherheitsrat eine seiner vornehmsten Aufgaben, die Si-
cherung von Frieden und Stabilität, an die Freiwilligkeit der 
internationalen Gemeinschaft – was bisher immer wieder 
gescheitert ist. 

3.2 HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN FÜR 
DIE BUNDESREGIERUNG, VERANTWOR-
TUNG ZUR DURCHSETZUNG VON WAN-
DEL IN DARFUR ZU ÜBERNEHMEN

Die Rolle Deutschlands im Sicherheitsrat sollte sich auf 
»demonstrierte Stärken« in den Bereichen Mediation, Kon-
flikttransformation, humanitäre Hilfe und vor allem Entwi-
cklungs- und Wiederaufbauprogramme konzentrieren und 
weniger auf die Durchsetzung von abstrakten, globalen 
»policy changes«. Die Strategie sollte sich auf den politischen 
Prozess und die verbindlich vereinbarten Ziele der Resolution 
2429/2018 fokussieren, mit dem klar definierten Ziel, die Be-
dingungen für eine erfolgreiche Implementierung der Resolu-
tion zu schaffen. Dazu gehören folgende Punkte: bestehende 
Partnerschaften mit Akteuren in Afrika ausbauen, insbeson-
dere mit Südafrika, einem weiteren nichtständigen Mitglied 
im Sicherheitsrat (2019–2020), Kompetenzen im Bereich Ent-
wicklung einbringen und den politischen Willen bekräftigen, 
die Folgen von Klimaveränderungen vor allem in Konfliktlän-
dern operativ, zukunftsorientiert und kreativ anzugehen.

Deutschland kann im Sicherheitsrat eine besondere und vor 
allem nachhaltige Rolle über die Zeit der Mitgliedschaft im 
Sicherheitsrat hinaus spielen – »mit Zuversicht und dem Mut 
zu gestalten« (Heiko Maas). Die Bundesregierung sollte ver-
suchen, nach den folgenden Prinzipien zu handeln und diese 
am Beispiel der Friedensoperation UNAMID durchzusetzen:

1. Die Bundesregierung sollte sich auf Initiativen fokussieren, 
die zeitlich im Rahmen der Mitgliedschaft 2019–2020 been-
det werden können, operativ durchsetzbar sind und bereits 
politisch vereinbarten Vorgehensweisen und Zielen des Si-
cherheitsrates entsprechen.

Die Resolution 2429/2018 setzt das Ende der UN/AU-Hyb-
rid-Operation bis Ende 2020 fest. Prinzipien zur Überleitung 
der Peacekeeping-Operation hin vor allem zu Aufgaben von 
Stabilisierung und Entwicklungsförderung sind in ihr festge-
schrieben. Ferner werden die Voraussetzungen formuliert, 
unter denen VN-Entwicklungsorganisationen in Kooperation 
mit UNAMID operative Entscheidungen treffen und erstmalig 
in Peacekeeping substantielle Ressourcen aus dem UNAN-
MID-Budget zur Verfügung gestellt bekommen sowie zu-
sätzliche Mittel der Gebergemeinschaft angefordert werden 
können. 

Deutschland ist zeitgleich zu seiner Mitgliedschaft im VN 
Sicherheitsrat auch eines der 54 gewählten Mitglieder im 
VN-Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC). Die Bundesregie-
rung sollte darauf hinwirken, einen einheitlichen Handlungs-
rahmen zur Durchführung von Entwicklungsprogrammen in 
Zusammenarbeit mit VN-Friedensoperationen zu schaffen. 
Der Sicherheitsrat ermöglicht es im Rahmen von Resolution 
2429/2018, Programme des UN Country Teams aus dem 
Peacekeeping-Budget von UNAMID zu finanzieren. Als einer 
der wichtigsten bilateralen Gesamtgeber für das VN-Entwick-
lungsprogramm UNDP und andere VN-Organisationen sowie 
als einer der größten Geber für EU-Programme in Sudan 
kann Deutschland über die Mitgliedschaft im Sicherheitsrat 
operativ eingreifen und finanzielle Ressourcen sowie techni-
sche Kompetenz bereitstellen. 

2. Die Bundesregierung verfügt über politisches Kapital, 
einerseits durch ihre langjährige Unterstützung des Ver-
handlungsprozesses zwischen Rebellen und der Regierung in 
Darfur sowie andererseits durch ihre Erfahrungen mit Ent-
wicklungsprogrammen vor Ort. Die Einbindung von Rebellen 
und Regierung in den Friedensprozess soll durch die Vermitt-
lung das AU High Implementation Panel (AUHIP) unterstützt 
werden. Die Verhandlungen zwischen der sudanesischen Re-
gierung und Rebellenvertretern wurden seitens der Bundes-
regierung unterstützt. Die in Berlin geführten Verhandlungen 
haben 2018 zu einer Vereinbarung für weitere Verhand
lungen in Doha geführt. Als Mitglied im Sicherheitsrat sollte 
sich Deutschland dafür einsetzen, diesen Prozess zu einem 
zeitnahen Ende zu führen. 

Die Empfehlungen des unabhängigen Expertenpanels des 
VN-Sicherheitsrats beschreiben einen möglichen Handlungs-
rahmen. Dieser umfasst auch gezielte Maßnahmen gegen 
Rebellenführer, die sich dem politischen Verhandlungsprozess 
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prozessen, an konkurrierenden Vorgehensweisen oder einer 
Häufung bürokratischer Komplexität. An Lösungsvorschlä-
gen, auch seitens des Sicherheitsrates, mangelt es nicht, doch 
fehlt die politische Beharrlichkeit zur Durchsetzung von einer 
für alle Akteure verbindlichen Vorgehensweise und einem 
gemeinsamen Regelwerk. Dies ist bisher nicht gegeben, auch 
nicht durch die Anfang 2019 verkündete Reform von VN-Frie-
densoperationen.

Deutschland sollte sich dafür einsetzen, dass Beschlüsse zur 
Reform der VN-Peacekeeping-Architektur auf der operati-
ven Ebene in Darfur exemplarisch zur Anwendung gebracht 
werden. Dies betrifft vorrangig die Anpassung der Kapazi-
täten von UNAMID, um mit Konfliktszenarien umgehen zu 
können, sowie den Aufbau einer gemeinsamen Übergangs-
struktur bestehend aus UNAMID und dem UN Country Team 
zur Durchführung von Stabilitäts- und Entwicklungsprogram-
men in den Gebieten von Darfur, aus denen sich UNAMID 
als Blauhelmoperation seit 2018 kontinuierlich zurückzieht. 

5. Schweden und die Niederlande haben, vor allem im Hin-
blick auf den Klimawandel als Konflikttreiber in Darfur, weg-
weisende Arbeit zur Vorbereitung der Resolution 2429/2018 
geleistet. Die Bundesregierung sollte an diese wichtigen Vor-
arbeiten anknüpfen und gemeinsam mit anderen Mitgliedern 
im Sicherheitsrat zur Kontinuität beitragen. Südafrika ist ein 
sehr wichtiger nicht-europäischer Partner für die Gestaltung 
der Zukunft von Darfur. Deutschland sollte vor allem im Be-
reich der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in enger 
Abstimmung mit Südafrika die zukünftige Rolle der AU in 
Darfur ausloten. Dazu gehört insbesondere die Weiterent-
wicklung der »Darfur Development Strategy« (2013–2019), 
die Bestandteil des Doha-Friedensabkommens von 2011 ist. 

im Rahmen der Vereinbarungen des Doha-Friedensabkom-
mens verweigern. Deutschland sollte diese Empfehlungen 
des Expertenpanels ohne Einschränkungen unterstützen. 

3. Um glaubhafte und zielgerichtete Politik im Rahmen des 
Sicherheitsrates durchzusetzen, muss das deutsche Leitmotiv 
»Frieden, Gerechtigkeit, Innovation und Partnerschaft« im 
Krisenmanagement und in einer nachhaltigen Sicherheits- 
und Friedenspolitik operativ umgesetzt werden.

Resolution 2429/2018 beinhaltet Lösungsansätze für die 
humanitären Herausforderungen sowie zu Fragen von Ver-
treibung und Entwicklung. Der Sicherheitsrat erkennt die 
Auswirkungen von Klimawandel, Umweltveränderungen 
und Naturkatastrophen auf die Situation in Darfur an und 
verweist auf einen unmittelbaren Zusammenhang zu Dürre, 
Wüstenbildung und damit einhergehendem Verlust landwirt-
schaftlich nutzbarer Flächen sowie der zunehmend knappen 
Versorgung mit Lebensmitteln. Die Herausforderung, Klima-
wandel und Sicherheit im Rahmen von Konfliktprävention, 
Stabilisierung und Konfliktnachsorge operativ umzusetzen 
und damit beispielhaft Möglichkeiten von Vorgehensweisen 
in ähnlichen Situationen zu demonstrieren, ist ein zentrales 
Anliegen deutscher Sicherheits- und Friedenspolitik. 

Ähnlich verhält es sich mit Menschenrechten und der Parti-
zipation von Frauen. Auch hier bietet Resolution 2429/2018 
einen ausreichenden Rahmen zur Durchsetzung von Maß-
nahmen zum Schutz von Zivilisten und der Unterstützung 
von strafrechtlicher Verfolgung von Gewaltverbrechen. Die 
Bundesregierung sollte sich im Sicherheitsrat dafür einsetzen, 
dass UNAMID über tatsächlich durchgeführte Maßnahmen 
zur Prävention und Verfolgung von Gewaltverbrechen be-
richtet. 

4. Deutschland sollte im Sicherheitsrat gewährleisten, dass 
Beschlüsse zur Reform von VN-Peacekeeping, wie sie z. B. 
im Report of the Independent High-level Panel on Peace 
Operations (HIPPO-Report) dargelegt werden, bei der Um-
gestaltung von UNAMID umgesetzt werden. Der Sicher-
heitsrat fordert in der Resolution 2429/2018 den VN-Gene-
ralsekretär auf, Schritte zur Umstrukturierung von UNAMID 
entsprechend der veränderten Konfliktbedingungen einzu-
leiten. Ein institutioneller Rahmen zur gemeinsamen Vor-
gehensweise von UNAMID und dem UN Country Team soll 
mit dem Ziel etabliert werden, innerhalb eines Übergangs-
programms 2019–2020 Konfliktursachen gezielt anzugehen. 
Bisher hat der Ruf nach »UN Reformen« und »koordinierter 
Vorgehensweise« als Antwort auf fehlgeschlagene Friedens-
operationen weder das operative Vorgehen gestärkt noch 
Widersprüche zwischen dem VN-Entwicklungssystem und 
dem Peacekeeping-System aufgelöst. VN-Blauhelmoperatio-
nen und VN-Entwicklungsvorhaben unterliegen nach wie vor 
eigenen und sehr unterschiedlichen Regeln, Prozeduren und 
vor allem auch Governance-Arrangements. Der Erfolg von 
Entwicklungs- und Stabilisierungsprogrammen im Rahmen 
eines Mandats des VN-Sicherheitsrats zur Beendigung eines 
bewaffneten Konflikts ist davon direkt betroffen. Mandate 
scheitern bereits an einfachsten Dingen, z. B. an ungeklärten 
Zuständigkeiten, fehlenden oder unklaren Entscheidungs-
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Im Juli 2019 wird der VN-Sicherheitsrat Resolution 2429/2018 
überprüfen und Schritte zur weiteren Vorgehensweise be-
schließen. Als gewähltes Mitglied sollte Deutschland seine 
»Verantwortung zu Handeln« aktiv umsetzen, um Stabilität 
und Entwicklung in Darfur in der Zukunft zu gewährleisten. 
Deutschland sollte sich im Sicherheitsrat dafür einsetzen, alle 
notwendigen Maßnahmen einzusetzen, damit UNAMID als 
sicherheitspolitisches Instrument erfolgreich bis Juni 2020 be-
endet werden kann. Gleichzeitig sollte die Bundesregierung 
als entwicklungspolitischer Schlüsselakteur darauf hinwirken, 
dass Entwicklungspolitik in Darfur zur Priorität des internatio-
nalen Engagements wird. 

Der Übergangsprozess 2019–2020 wird eine enge Beglei-
tung durch den Sicherheitsrat vor allem benötigen, um einen 
funktionierenden institutionellen Rahmen der VN, bestehend 
aus UNAMID und dem UN Country Team, zu etablieren. Dies 
schließt auch eine Kooperation der sudanesischen Regierung 
mit ein. Eine Fokussierung Deutschlands auf diesen Prozess 
sollte bekannte und nach wie vor ungelöste Probleme bei der 
Beendigung einer VN-Friedensoperation pragmatisch ange-
hen und Lösungen einfordern. 

Als gewähltes Mitglied sowohl im VN-Sicherheitsrat als auch 
im ECOSOC ergeben sich für die Bundesregierung besondere 
Möglichkeiten der Einflussnahme und der Gestaltung dieses 
Transition-Prozesses. Der operative Rahmen der Übergangs-
phase muss dabei weit über die dem Sicherheitsrat seitens 
UNAMID und der Abteilung für Friedenseinsätze (DPO) vor-
geschlagenen Themen hinausgehen. Rechtsstaatlichkeit 
durch Polizei sowie Justiz- und Vollzugsanstalten zu etablie-
ren, die Lebensgrundlagen von Vertriebenen zu sichern so-
wie die Einhaltung von Menschenrechten zu fördern, waren 
zentrale Themen von UNAMID, die nur sehr bedingt einge-
löst wurden. Das Übergangskonzept muss vor allem darauf 
abzielen, den Menschen in Darfur eine neue Entwicklungs-
perspektive zu eröffnen, bei der die Folgen des Klimawandels 
als Konfliktursache ebenso Beachtung finden wie die Not-
wendigkeit, gesellschaftlichen Wandel friedlich zu gestalten.
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Im Juli 2019 wird der VN-Sicherheitsrat 
die Umsetzung des Mandats der UN-
AMID-Mission (African Union-United 
Nations Hybrid Operation in Darfur) 
überprüfen und Schritte zur Gestaltung 
des anstehenden Übergangsprozesses 
in Darfur 2019–2020 beschließen. 
Der Sicherheitsrat steht vor der Aufgabe, 
einen funktionierenden institutionellen 
Rahmen für eine wirksame Zusammen-
arbeit zwischen UNAMID-Friedensmis-
sion und dem UN Country Team (v.a. 
UNDP, UNICEF, FAO, WFP) vor Ort zu 
etablieren. 
Ein solcher Rahmen ist erforderlich, um 
die Arbeit der Vereinten Nationen in 
Darfur zukunftsgerecht auszurichten: 
Die auf Sicherheitsfragen ausgerichte-
te UNAMID-Mission muss erfolgreich 
beendet und die Programme der Ver-
einten Nationen zugunsten einer frie-
densfördernden Entwicklungszusam-
menarbeit ausgebaut werden. 

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
 www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/ 

frieden-und-sicherheit/

Als gewähltes Mitglied im VN-Sicher-
heitsrat sollte Deutschland seiner Ver-
antwortung nachkommen, um Stabili-
tät und Entwicklung in Darfur in der 
Zukunft zu gewährleisten. Die Bundes-
regierung sollte sich dafür einsetzen, 
alle notwendigen Maßnahmen einzu-
setzen, damit UNAMID als sicherheits-
politisches Instrument erfolgreich bis 
Juni 2020 abgeschlossen werden kann. 
Gleichzeitig sollte die Bundesregierung 
als entwicklungspolitischer Schlüssel-
akteur darauf hinwirken, dass Entwick-
lungspolitik in Darfur zur Priorität des 
internationalen Engagements wird. 

Als Mitglied sowohl im VN-Sicherheits-
rat als auch im VN-Wirtschafts- und 
Sozialrat (ECOSOC) ergeben sich für die 
Bundesregierung besondere Möglich-
keiten der Einflussnahme und der Ge-
staltung dieses Transition-Prozesses. 
Das Übergangskonzept muss vor allem 
darauf abzielen, den Menschen in Dar-
fur eine neue Entwicklungsperspektive 
zu eröffnen, bei der die Folgen des Kli-
mawandels als Konfliktursache ebenso 
Beachtung finden wie die Notwendig-
keit, gesellschaftlichen Wandel friedlich 
zu gestalten.

DIE VERANTWORTUNG ZU HANDELN 
Deutsche VN-Politik für Stabilität und Entwicklung in Darfur 

https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/
https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/
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